
sowohl ßüdhaden als aud, Südwürttemherg-Hohenzollern nur 
je einen Anteil von nicht ganz 18 vl-I erreichen. 

Der Anteil der einzelnen Bauherrengruppen am Bauüber­
hang ist in den Regierungsbezirken recht unterschiccllich. 
\Viihrcncl die Beteiligung cler privaten Bauherren und der 
Gemeinniitzigen Wohnungs- und liincllichen Siecllungsunter­
nchmen etwa der Gesamtverteilung entspricht, entfallen wie 
im Vorjahr wieder mehr als die Hiilfte (52,7 vH) der bei den 
Freien \Vohnungsunternehmen genehmigten, aber nod, nicht 
fertiggestellten Wohnungen anf Norclwürttemherg und etwa 
je ein Sechstel auf die übrigen drei Regierungshezirke. Bei 
den Erwerbs- oder \Virtschaftsunlernchmen, die nur mit 
3,8 vH am gesamten Wohnungshauüherhang in Erscheinung 
treten, entsprechen die Quoten in den einzelnen Regierungs­
bezirken etwa ihrer Banheteiligung. 

Gliedert man die. 98 570 nid1t bezugsfertig gewordenen 
"'ohnungen in Wohngchänclen nach eiern Zeitpunkt der er­
teilten Baugenehmigungen anf, so ergibt sich, daß von den 
rund 77 000 im Berichtszeitraum genehmigten, aber noch nicht 
bezugsfertigen \Vohnungen mehr als zwei Fünftel in Norcl­
württemherg und ühcr ein Fünftel in Nordbaden liegen. In 
Südbaden und Süclwürttemberg-Hobenzollern beziffert sich 
ihr Anteil nur auf 19 vH beziehungsweise 17 vH. Von den 
restlid1en 21534 "'ohnungen, für welche die Baugenehmigung 
liinger als ein Jahr zurückliegt, entfallen mehr als zwei 
Drittel auf Nordwürttemberg und Nordhaclen, 13,5 vH auf 
Südbaden nnd fast 19 vH auf Südwürttemberg-Hohenzollern. 

Erloschene Baugenehmigungen 

Im Jahr 1960 wurden die für 987 Wohngebäude und für 
729 Nid,twohngebäude bereits erteilten Baugenehmigungen 
als erloschen erklärt. Bei den Wohngebäuden handelt es sich 
in der Mehrzahl um Bauvorhaben vou ,privaten Bauherren 
(715 \Vohngebäucle), zum geringeren Teil um solche von Ge­
meinnützigen \Vohnungs- und liindliehen Siedlungsunterneh­
men (198 Wohngchiiude), Im Nichtwohnhau entfällt der 
iil,erwiegenclc Teil der gelöschten Baugenehmigungen für 543 
Nichtwohngebiiuclc auf die Danhcrrengrnppe „Betriebe und 
U nternchmen". 

Bnunblnur wir<l lnngs11mer 

Ein Vergleich der Zuwad,sqnoten der erteilten Baugeneh­
migungen in den Jahren 1959/1960 für Wohngebiiucle (+ 10 
vH) und der Wohnungen insgesamt(+ 5 vH) mit den prozen­
tualen Veränderungen des Bauül,erhangs im gleichen Zeit­
abschnitt für Wohngebäude(+ 15,6 vH) nncl für \Vohnungen 
(+ 12 vH) läßt eine weitere beachtlid,e Verlangsamung des 
Bauablanfes erkennen, Die Gründe hierfür dürften einer­
seits in Finanzierungsschwierigkeiten mancher Bauherren lie­
gen, andererseits in den angespannten Arbeitsmarktverhält­
nissen auf eiern Bausektor, Lecliglid, bei den Wohngebäuden, 
bei denen seit eiern Zeitpunkt der Baugenehmigung mehr als 
zwei Jahre verflossen sind, ist insofern ein weiterer Rückgang 
des Bauüberhangs zu beobachten, als ihr Anteil nur mehr 
3 vH hetriigt. Emil Fiedler 

Die niclat l,ranlrnnversiclaerungspflicbtigen, aber 111oclt der A11gestellten­
versicbe1·1mgs1•flicBtt unterliegemleu Angestellten in den Jahren 1957 bis 1960 

Nach § 43 der „Verwaltungsvorschriften über das Rech­
nungswesen hei den Trägern der sozialen Krankenversiche­
rung" vom 31. August 19:i6 (verölTentlicht im Bundesanzeiger 
Nr, 174 vom 7. September 1956) ist im Rahmen cler Monats­
statis1ik der gesetzlid1en Krankenkassen an zwei hestimmten 
Stid1tagen auch die Zahl der nicht krankenversichenmgspflid,­
tigen, aber noch der Angestelltenversicherungspnicht unter­
liegenden Angestellten nachzuweisen. Als Stichtage wurden 
jeweils der L März und cler·L September gewiihlt. 

Im Hinblick auf die durch die Wirtsdrnftskonjunktur ver­
ursachte steigende Lohn- und Gehaltsentwicklung mußte die 
in der RVO in den §§ 165, 166 und 180 festgelegte Versiche­
rungspfüchtgrenze heraufgesetzt werden. Mit Wirkung vom 
L Oktober 1957 ist cleshalh auf Grund des am 27, Juli 1957 
verabschiedeten 2. Einkommensgrenzengese tzes (veröffentlicht 
im Bundesgesetzblatt 1/1957 Seite lOiO) die Krankenversiche­
rungspfücht für Angestellte, deren monatliches Arbeitsentgelt 
zwischen 660 DM (Grenze für die V ersicherungspfiicht der 
Angestellten in der Krankenversicherung) und 1250DM (Grenze 
für die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung der 
Angestellten) aufgehoben worden. Erreicht ein Kassenmit­
glied diese Versidierungspflichtgrenze und scheidet es damit 
aus der gesetzlid, geforderten Krankenversicherung ans, so 
hat die Krankenkasse, bei welcher der hetrolTene Angestellte 
ohne Rücksicht auf die Mitgliedschaft bei einer Ersatzkasse 
krankenversicherungspflichtig wäre, die Beiträge zur Ange­
stelltenversicherung an die Rentenversicherungsträger abzu­
führen, Somit können von den gesetzlichen Krankenversiche­
rungsträgern laufend Angaben über den zahlenmiißigen Umfang 
dieses Personenkreises gemacht werden; außerdem führen die 
Kassen auch Nachweisungen über die freiwillig Weiterver­
sicherten, 

Im folgenden soll aufgezeigt werden, wie sich die Zahl der 
Angestellten entwickelte, deren Einkommen die Versichcrungs­
pfüch !grenze überschritten hat, wobei ein Vergleid1 mit den 
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auf Grund der vierteljiihrlichen Verdienststatistik errechneten 
durchschnittlichen Bruttomonatsgehältern der Angestellten 
in der Gesamtindustrie und im Handel, Geld- und Versiche­
rungswesen zweckdienlich ist,'Einschränkencl ist hierzu jedoch 
zu bemerken, daß das für statistische Zwecke erredmete clurch­
sdmittliche effektive Bruttomonatseinkommen nicht in jedem 
Einzelfall als Bemessungsgrundlage für die Versicherungs­
pflichtgrenze herangezogen werden kann, cla hierhei in clcr 
Praxis versd1iedene Zuschläge, wie zum Beispiel Mehrarheits­
vergütung, Familienstanclszul-:1gen u. ä., außer Ansatz bleiben. 
Deim Vergleid1 findet ferner die Gehaltsentwicklung der An­
gestellten in der Verkehrswirtschaft sowie im Öffentlichen 
Dienst und im Dienstleistungsgewerbe keine Berücksichtigung. 

Höeh1!1tstan1l vor Anhebung <lerVersieher1111gt,111flicht­
grenze nahezu wie<ler erreicht 

Am L März 1957 wurden von den Orts-, Betriebs- und 
lnnungskrankenkassen in Baden-Württemberg rund 131900 
Angestelltenversicherungspflichtige nachgewiesen, clie nicht 
mehr krankenversicherungspflichtig waren. Ihre Zahl hatte 
sich bis September 1957, das heißt, bis zu eiern Monat vor 
eiern Wirksamwerden des 2. Einkommensgrenzengesetzes u.:O 
10,0 vH auf gut 18<1600 erhöht, um nach der Heraufsetzung 
der Versicherungspflichtgrenze von 500 DM auf 660 DM auf 
108 350 abzusinken, Hernad, stieg die Zahl der nicht mehr 
krankenversicherungspflichtigcn Angestellten um rund 62 vH 
an, so daß am L September 1960 bereits wieder 175 372 An­
gestellte nicht mehr der Krankenversicherungspflicht unter­
lagen. 

Während des gleid,en Zeitraums erhöhten sich ,Iie Durch­
schnittsgehiilter der Angestellten in der Gesamtindustrie Ba­
dcn-Württembergs sowie im Hanclcl, Gdcl- und Versicherungs­
wesen um nahezu ein Viertel (22,9 vH). Bereits im Februar 
1958 lagen die Gehiilter der miinnlichen Angestellten mit 
durchschnittlid1 666 DM über der Versicherungsgrenze. Obwohl 
die Monatsverdienste der weiblichen Angestellten von August 



1957 his August 1960 fast in demselben Maße gestiegen waren 
(+ 22,0 vH) wie die der Männer(+ 23,5 vH), lagen die Mo­
natsgehälter der Arbeitnehmerinnen durchweg unter dem 
Bruttomonatsverdienst aller erfaßten Angestellten. 

Entwiddung des durchsdrnittlichen Bruttomonotsgeholts der Ange• 
stellten in der Gesamtindustrie sowie im Hondel, Geld- und 

Versicherungswesen in Boden-Württemberg 

Erhebungszeit 

1957 Februar ........ . 
August ......... . 

1958 Februar ........ . 
August ......... . 

1959 Februar ........ . 
August ......... . 

1960 Februar ........ . 
August ......... . 

Durch::chnittlichcs ßmttomonatl!gel.mlt io DM 
-----

männliche weibliche I An~eslelhe 
Angcstf')lt_~rs~~csamt 

626 
633 

666 
67-1 

688 
714 

737 
782 

356 
359 

377 
382 

386 
397 

413 
•138 

500 
502 

527 
533 

541 
560 

581 
617 

Hält die steigende Tendenz in der Verdienstentwicklung 
an, so dürfte sehr bald wieder der Stand erreicht sein, der 
eine Ausdehnung des V ersicl1erungsschu tzes auch auf höhere 
Verdienstklassen notwendig macht. In den zuständigen Fach­
gremien wurde deshalb eine erneute Anpassung der Versiche­
rungspflichtgrenzen an die zwischenzeitlich gestiegenen Ge­
hälter bereits erörtert. Dabei wurde als Grenze für die 
Versicherungspflicht der Angestellten in der Krankenversiche­
rung ein Monatseinkommen von 750 DM genannt. 

Anteil der nicht mehr krnnkenversiche1.•ungspflichtlgen 
Frauen Mteigt stärker 

Verfolgt man die Entwicklung der Zahl der nicht kranken­
versicherungspflichtigen Angestellten nach der Geschlechtszu­
gehörigkeit, so zeigt sich, daß seit März 19S8 der Anteil der 
Männer um mehr als die Hälfte (57,2 vH), derjenige der 
Frauen dagegen um weit mehr als das Doppelte (112,8 vH) 
gestiegen ist. Diese Feststellung ist um so bemerkenswerter, 
als sich die Gehälter heider Angestelltengruppen nach der 
amtlichen Verdienststatistik in nahezu gleichem Verhältnis 
erhöht hatten. Der Anteil der Frauen an den Angestellten 
insgesamt, deren Einkommen zwisroen 660 Dl\1 und 1250 DM 
liegt, hat sich von 8,3 vH im März 1958 auf 11,0 vH im Sep­
temher 1960 vergrößert. Wie die Gehälter im einzelnen über 
die Verdienstklassen streuen, ist aus der Statistik nicht er­
sid1tlich. 

Bei einem Vergleich naro Kassenarten weisen die Orts- und 
Betriebskrankenkassen einen sehr viel geringeren Anstieg in 
der Zahl der die Krankenversicherungspflich tgrenze über­
schreitenden Angestellten nach als die lnnnngskrankenkassen. 
Während sich hei den Orts- und Betriehskrankenkassen die 
Zunahme von März 1958 his September 1960 auf 61,1 vH 
heziehungsweise 63,9 vH belief und damit dem Durchschnitt 
der Kassen insgesamt (61,9 vH) gleichkam, verdoppelte sich 
dieser Personenkreis bei den lnnnngskrankenkassen. Die Zahl 
der Frauen, die nicl1t mehr der Krankenversicherungspflicht 
unterliegen, hatte sich hei den lnnungskrankenkassen heson­
ders auffällig um mehr als das Zweieinhalhfache vergrößert, 
wogegen die Zunahme bei den Betriebskrankenkassen etwa 
fünf Viertel und bei den Ortskrankenkassen nur elf Zehntel 
betrug. Auch hinsichtlicl1 der Männer liegen die lnnungskran­
kenkassen hei der Gegenüberstellung der Nachweisungen von 
März 1958 und September 1960 mit einer Erhöhung um 
91,4 vH an der Spitze. 

Ahsolut führten die Ortskrankenkassen zu jeder Berichts­
zeit die größte, die lnnungskrankenkassen die niedrigste An­
zahl dieser Versicherten als Mitglieder. Von den die Versiche­
rungs_pflichtgrenze üherschreitenden Angestellten insgesamt 
kamen sowohl im März 1958 als auch im September 1960 

mehr als vier Fünftel auf die Ortskrankenkassen. Ausschlag­
gebend hierfür ist besonders die Tatsache, daß von den Orts­
krankenkassen außer den bei diesen Kassen bislang als 
Pflichtversicherte gezählten Mitgliedern auch die nicht mehr 
krankenversicherungspllichtigen Mitglieder von Ersatzkassen 
nachzuweisen sind. 

Stellt man die Zahl der Mitglieder, die aus der gesetzlich 
geforderten Krankenversicherung ausscheiden, der Zahl der 
hei den Kassen insgesamt geführten Mitglieder gegenüber, so 
ergibt sich, daß der Anteil der nicht mehr krankenversiche­
rungspßichtigen Angestellten von 3,5 vH im März 1958 auf 

Angestellte, die nicht der Kronken-, ober der Angestellten­
versid,erungspßicht unterliegen sowie lllitglieder insgesomt 

der gesetzlid,en Kronkenkossen in Boden-Württemberg 
von 1957 bis 1960 

Nicl1t kronkcn,·crsichcruogs• 
pßichtige Angeslellte 

.M itglicder 
insgeanmtl) 

cinsdil. 
Spahc 3 

Sp. 3 
in \.'II 

der 
Sp. 4 

ßcrichtsr.cit 
Männer Frou"n io~gt>s::trnt 

----
4 5 

Ortskrankenkas5cn 

1957 lllärz . . . . . . . . . 89 611 
September . . . . 129 358 

1958 März . . . . . . . . . 82 572 
Septemher . . . . 86 H7 

1959 :llärz . . . . . . . . . 90 176 
September . . . . 98 181 

1960 i\lürz . . . . . . . . . 109 0-11 
September . . . . 128 998 

20 1-13 109 75•1 2 685 5-19 4.09 
2-1 076 153 43-1 2 760 395 5,56 

8 071 90 6•13 2 675 185 3,39 
9 030 95 777 2 685 763 3,57 

9 981 100 157 2 66•1 733 3,76 
13 508 111 689 2 675 57-1 •l,/7 

12 692 121 733 2 665 82-1 •1,57 
17 023 1-16 021 2 72-1 035 .;,:J6 

Veriinderung Sept.1960 
in vH von Jlliir;:; 19511 + 56,22 ; + 110,92 

1 
+ 61,09 + 1,83 

1957 März ........ . 
September ... . 

1958 i\lärz ........ . 
September ... . 

1959 l\lürz ........ . 
September ... . 

1960 ~lärz ........ . 
September ... . 

Veriinderung Sept. 1960 
in vll von llliir;:; 19511 

1957 lllärz ........ . 
September ... . 

1958 J\lärz ........ . 
September ... . 

1959 März ........ . 
September ... . 

1960 März ........ . 
September ... . 

Veriinclerrmp: Sept. 1960 
in vH vori Jlf/ir;:; 1958 

1957 J\lärz ........ . 
September ... . 

1958 i\lärz ........ . 
September ... . 

1959 Mürz ........ . 
September ... . 

Betriebskrankenkassen 

18 639 
26 -131 

15 850 
17 412 

18 153 
20 -158 

22 I 18 
25 ·122 

2 446 
3 265 

928 
923 

975 
1 256 

1 426 
2 075 

21 085 
29 696 

16 778 
18 335 

19 128 
217J.I 

23 5-14 
27 •197 

+ 60,39 + 123,60 + 63,89 

lnnungskronkcnkosscn 

1 009 
141·1 

897 
1 039 

I 125 
1 267 

1485 
1 717 

75 
94 

39 
51 

64 
73 

96 
137 

1 084 
1 508 

936 
1 090 

1 189 
13-10 

1 581 
185-1 

+ 91,•12 + 251 ,28 i + 98,08 

Kassen insgesamt 

109 259 
157 203 

99 319 
105 198 

109 45-1 
119 906 

22 66•1 131 923 
27 135 18•1 638 

9 038 108 357 
10 004 115 202 

11 020 120 •I H 
B 837 13·1 7•13 

3.19 77-1 6.0:1 
366 412 8,10 

355 55,1 ,J,72 
359 167 5,10 

358 527 5.H 
363 -1-17 5,97 

375 698 6,27 
38•1 673 7,/5 

+ 8,19, 

5•1 595 1 1,99 
56 832 2,65 

56 271 1,66 
65 150 1,67 

69562 1,71 
72 748 1,81 

73 393 2.15 
7-1800 2,'18 

+ 32,93 . 

:J 089 918 ' .J,27 
3 183 639 5,80 

3 087 010 3,51 
3 110 080 3,70 

3 092 822 3,90 
3 II 1 769 •1,33 

1960 J\lärz . . . . . . . . . 132 64-1 
September . . . . 156 137 

1'l 214 J.16 858 3 lJ.I 915 ./,71 
19 235 175 372 3 183 508 5,51 

Veriinderung Sept. 1960 
in vH von 1lliir:: 1958 + 57,21 '+ 112,82 + 61,85 + 3,13 

1) Pßidttmitglieder, Rentenbezieher und -hcwerLcr, freiwillige )litglicder. 
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5,5 vH im September 1960 zugenommen hat. Damit ist bei­
nahe die gleiche Relation wie vor Anhebung der Versid1e­
rungspllichtgrenze im September 1958 (5,8 vH) erreicht. Auf 
je 100 Pflichtmitglieder entfielen im Durchschnitt aller Kran­
kenkassen im März 1958 5,3 und im September 1960 8,5 nicht 
mehr krankenYersicherungspllichtige Mitglieder. Bei den Be-

triebskrankenkassen kamen in den Vergleichsmonaten auf 
100 Pflid1tmitglieder 5,6 beziehungsweise 9,2 und bei den 
lnnungskrankenkassen 1,9 beziehungsweise 2,9 Angestellte 
ohne Versicherungspflicht, während sid1 die für die Ortskran­
kenkassen errechneten Verhältniszahlen denen für die Kran-
kenkassen insgesamt angleichen. Gertrud Heß 

Die Einlaeitswerte tles Betriebsvermögens 
uuclt der HnnJltfeststellung ,,om 1 .. J auuar 195 7 

Ergebnisse der Einheitswertstatistik 1957 

Vorhemerknng4'n 

Auf Grund der Koordinierungsvcrcinhnrung zwischen dem Bund 
und den Ländern gemäß Schreiben des Bumlcsministcrs der Finan­
zen vom 13. Januar 1958 wurde neben der V crmögcnstcuerstatistik1 

auch eine Statistik der Hauptfeststellung der Einheitswerte der ge· 
werblid1en Betriebe auf den 1. Januar 1957 durchgeführt. Seit der 
,vährungsrcrorm war clics nad1 der Einheitswertstatistik 1953'! die 
zweite stntistisdte Auswertung der Ei11hcitswcrthcsd1eide. Die Fi­
nanzämter hatten den Stetistisd1cn Landesämtern von jedem, und 
zwar aud1 nur ,·orlänfigen Bescheid der Muster Vm 9/57 (fiir ge­
werblid1e Betriebe und freie Berufe) und Ym 11/Si (für Körper­
sd1aCtcn) Durchsd1rihcn cinznrCid1cn, soweit es sid1 um eine Ha 11 p l· 
Feststellung auf den 1. Januar 1957 handelte. Jn. die Einheits­
wcrtStatistik 1957 eiuhczogcn wurden alle gcwcrhlid1cn Betriebe, 
deren Einheitswert (Rohvermögen minus Sd,nlden) auf volle Tauseml 
nad1 unten ahgcrunclct mimlcslcns 1000 DM hetrug. Da11chcn wurden 
lediglich uachrichtlid1 14 46i gewerhlid1e Betriehe mit insgesamt 
1475 lllill. Di\I Rohvermögen und 1826 Mill. DM Sd111lden als über­
sd1uldete Betriebe ausgezählt (ohne Kapitalgesellsdrnften). 

Gesamtergebnisse 

Durch die Einheitswertstatistik 1957 wurden in Baden-Würt­
temberg bei insgesamt 129 578 gewerblichen Betrieben unah­
gerundete Einheitswerte ( = Reim·ermögen) von 12,57 Mrd. 
DM ermittelt gegenüber 8,57 Mrd. DM im Jahr 1953. Das 
entspricht einer Steigerung Yon 46,6 vH bei einer Vermehrung 
der Betriebe um 18230 = 16,4 vH. Der durchschnittliche 
Einheitswert. je wirtschaftliche Einheit stieg dabei von 77 000 
DM auf 97 000 DM. Das Rohvermögen der erfaßten Unter­
nehmen (gewerblid1e Bet~iebe mit einem Einhei tswcrt von 
1000 DM 11nd mehr) nahm zwischen 1953 und 1957 um 18,01 
Mrd. DM ( = 78,6 vl-I) auf 40,92 Mrd. DM zu, wovon 12,06 
Mrd. DM (29,5 vH) auf das Anlageyermögen und 28,86 Mrd. 
DM (70,5 vH) auf das Umla11fvermögen entfielen. Der Durch­
sclmillswert des Rohvermögens je Betrieb ist von 205 700 DM 
auf 315800 DM gestiegen. Das Verhältnis der beiden Ver­
mögensarien zueinander, das sich 1953 auf 29,1 vH (Anlage­
vermögen) zu 70,9 vH (Umlaufvermögen) gestellt hatte, hat 
sich nur geringfügig zugunsten des ersteren verschoben. 

Die Schulden und sonstigen Abzüge erhöhten sich zwischen 
1953 und 1957 auf 28,28 Mrd. DM und haben sich damit fast 
verdoppelt; ihr Anteil am Rohvermögen wuchs damit von 
62,5 YII im Jahr 1953 auf 69,1 vH an. Je verschuldeten Be­
trieb stiegen die Sch11lden und so·nstigen Abzüge von 145 300 
DM auf 24-0 700 DM. Fast 91 vH aller gewerblichen Betriebe, 
für die ein Einheitswert festgestellt wurde, hatten Schulden 
und sonstige Abzüge zu verzeichnen; im Jahr 1953 betrug 
dieser Anteilsatz 88,4 vH. Vom gesamten Abzugsbetrag 
(28,28 Mrd. DM) entfielen -gegenüber 1953 fast unveränclert-
86,1 vH auf die kurz- und mittelfristigen Verbindlichkeiten, 
12,6 vH auf die langfristigen Schulden3 und 1,3 vH auf die 
Abzüge auf Grund von Schachtelbeteiligungen. 

Läßt man die Banken, Versidterungen und Beteiligungs­
gesellschaften im 1-Iinhlick auf ihre gewerbliche und struktu-

1 Vgl. .,Stntistisd1e l\.lonatsl1efte Ba<lcn.'\VürttemLerg", 8. Jg. 1960, Heft 6, 
s. J.19 IT. 

Vgl. ,,St:1tistisd1e 1\lo11.i.tsl1cftc ll:ulen-'\Vürttemherg", 7. Jg. 1959, Heft 5 1 

S. 13i IT. 
3 Das sin<l die KrctlilgewinnaLg:ihc uu<l ,lic Yerhin<llid1kcitcn gemäß § 12 

AL,. 2 ZilT. 1 GcwStG. 
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relle Sonderstellung - besonders hohes „Sonstiges Umlaufver­
mögen" (vor allem Debitoren) und hohe „Übrige Schulden" 
(vor allem Kreditoren) - mit ihrem Rohvermögen von 13,23 
Mrd. DM und ihren Schulden nebst sonstigen Abzügen von 
12,76 Mrd. DM unberücksichtigt, so ergeben sich für das Roh­
vermögen und für die Sdrnlden und sonstigen Abzüge mit 
27,69 Mrd. DM beziehungsweise 15,52 Mrd. Dl\l erhe1ilich 
niedrigere Beträge, während sich die Einheitswerte nur ge­
ringfügig auf 12,17 Mrd. DM vermindern. 

Rohvermögen, Schulden und Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe am 1. Januur 1957 

Uoh .. ·ermi.igen 
Schulden und son111ige Abzüge 

Einheiu1wert 

Natür­
lic:hc 
Per· 

eonen 

Nicht 
natür­
liche 
Per• 

eonen1) 

Anzahl der Betriebe 

Rohvermögen ............ 105 483 2,, 095 
Darunter 

Bet ricbsgrundstiicke 31 119 13 210 
Gcwcrbcbcrcd1tigungcn .. 1 318 736 
Sdmlden u. sonst. Abzüge 9•1 516 22 98·1 

Betrüge in Mill. DIii 

Anlagevermögen ......... · \ l 985,4 
Sadianlagen . . . . . . . . . . . . 1 861,5 

Bctricbsgrumlstiickc . . 57,J,6 
~lasd1inen und masdü-

ncllc Anlagen ..... . 
Sonstige Sadianlagcu .. 

Finanz.au lagen ......... . 
G cwcrhchcrcd1 tigungcn 
Sonst. Finnnzaulogcn!) 

Umluufvermögen ........ . 
Vorratsvermögen ...... . 
Sonst. UmlauCvcrmögcn:,) 

Roh,·ermögen ........... . 

Sd1ulden und sonst. Abzüge 
Kreditgewinnabgabe .... 
Sonstige langfristige 

427.0 
859,9 
)23,9 
10,8 

113,1 

3 445,0 
1 329,3 
2 115,7 

5 430,4 

2 927,7 
B,8 

10071,4 
6 918,9 
1 873,3 

2 796,4 
2 2•J9.2 
3 )52.5 

20,3 
3 132,2 

25 415,0 
5 579,5 

19 835,5 

35 486,4 

25 355,6 
91,0 

1 

Natiirliche und 
nicht nalilrliehe 

Personen 

1 ;nsge,amt 1 ,-H 

129 578 100 

,1,1 329 3,),2 

2 05•1 1,6 
117 500 90,7 

12 056,8 2fl~!j 
8 780,•l 21,5 
2 •l-17,9 6,0 

3 223,,J 7.9 
3 109,1 i,6 
3 276,4 8,0 

31,I 0,1 
3 2-15,3 7,9 

28 860,0 70,5 
6 908,8 16,9 

21 951,2 53,6 

40 916,8 100 

28 283,3 (ifJ,1 
105,8 0. 

Dar.Ban­
ken, Ver­
eich. u. 
Beleili• 

,,;ungeges. 

1090 

812 

1 066 

1653,5 
171,5 
111,7 

3,9 
55,9 

1 ·182,0 
0,1 

1 ·181,9 

11573,0 
21,9 

II 551,1 

13 226,5 

12 76'1,3 
0,2 

Schulden ........... . 735,3 2 741,7 3 477,0 8,5 112,9 
Übrige Sdrnldeu ...... . 2 17.7,6 22 164,3 2•1 3•11,9 59,5 12 630,9 
Sdiad1telbeteilignng ... . 358,6 358,6 0,9 20,3 

Einheitswert (unabgerundet) 
Darunter: Ausland ..... . 

2 502,71•)10 065,5 ')12 568,21 :J(),7 ') 396,9 
- 1,6 1,6 0,0 -

1) Einsd1licßlid1 <ler Personcng:cscllsd1ar1cn im Sinne des § 56 Abs. 1 
Ziff. 7 llcwG. - !) Urheber- uiul Vcrlagsrcd1tc, Patcntrcdllc, ßcleili­
gungcn als D:mcrnnlagungcn usw. - 3 ) Burgel<lhcstii1Hle, Bankgutlrnhcn, 
'\Vcrtp:qlicrc und For1lcrungcn aller Art nls umlaufende Detriehs1ui1tcl. -
") Ohne 65,3 Mill. DM steucrhdrcite, clcr Pflege des cigcntlid1c11 Spar­
verkebrs <licne1Hlc Vermögensteile <lcr öffc11tlid1cn o<lcr unlcr S10.atsnuf• 
sid1 t stehenden Sparkassen. 

Xueh Unternehmensformen, \Vit•tsehaftsbereiehen 
1111,l F.inheitswertitI•uppen gegliederte Er,:ehnh,se 

Die Zahl der gewerblichen Betriehe nntürlicher Personen 
hat sich gegenüber 195:3 um 17 307 auf 105,133 = 81,4 vH 
aller erfaßten Betriehe vermehrt, während die Bctriehe nicht 
nnt.ürlicher Perso,icn nur um 923 auf 2,t095 anstiegen. Zu 
letzteren zählen aud1 die Offenen Handelsgesellsdiaften nnd 




